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 nach Prüfung des Berichts des Generalsekretärs über die 
Durchführung der Resolution 53/74 der Generalversammlung25, 

 1. fordert alle unmittelbar Beteiligten nachdrücklich auf, 
im Einklang mit den entsprechenden Resolutionen der General-
versammlung ernsthaft die zur Verwirklichung des Vorschlags 
zur Schaffung einer kernwaffenfreien Zone in der Nahostregion 
erforderlichen praktischen und dringlichen Maßnahmen zu erwä-
gen, und bittet die betreffenden Länder, zur Förderung dieses 
Ziels dem Vertrag über die Nichtverbreitung von Kernwaffen26 
beizutreten; 

 2. fordert alle Länder der Region auf, soweit nicht bereits 
geschehen, bis zur Schaffung der Zone der Unterstellung ihrer 
gesamten nuklearen Aktivitäten unter die Sicherungsmaßnahmen 
der Internationalen Atomenergie-Organisation zuzustimmen; 

 3. nimmt Kenntnis von der Resolution GC(43)/RES/23 
über die Anwendung der Sicherungsmaßnahmen der Internatio-
nalen Atomenergie-Organisation im Nahen Osten, die am 
1. Oktober 1999 von der Generalkonferenz der Organisation auf 
ihrer dreiundvierzigsten ordentlichen Tagung verabschiedet wur-
de; 

 4. stellt fest, wie wichtig die laufenden bilateralen Nahost-
Friedensverhandlungen und die Aktivitäten der multilateralen 
Arbeitsgruppe für Rüstungskontrolle und regionale Sicherheit für 
die Förderung des gegenseitigen Vertrauens und der Sicherheit 
im Nahen Osten, insbesondere auch der Schaffung einer kernwaf-
fenfreien Zone, sind; 

 5. bittet alle Länder der Region, bis zur Schaffung einer 
kernwaffenfreien Zone in der Nahostregion entsprechend 
Ziffer 63 d) des Schlussdokuments der zehnten Sondertagung der 
Generalversammlung24 ihre Unterstützung für die Schaffung 
einer solchen Zone zu erklären und diese Erklärungen beim 
Sicherheitsrat zu hinterlegen; 

 6. bittet diese Länder außerdem, bis zur Schaffung der 
Zone weder Kernwaffen zu entwickeln, herzustellen, zu erproben 
oder auf andere Weise zu erwerben noch die Stationierung von 
Kernwaffen oder Kernsprengkörpern in ihrem Hoheitsgebiet oder 
in ihrer Kontrolle unterstehenden Gebieten zuzulassen; 

 7. bittet die Kernwaffenstaaten und alle anderen Staaten, 
bei der Schaffung der Zone mitzuhelfen und gleichzeitig alles zu 
unterlassen, was dem Buchstaben und dem Geist dieser Reso-
lution zuwiderläuft; 

 8. nimmt Kenntnis von dem Bericht des Generalsekre-
tärs25; 

 9. bittet alle Beteiligten, zu überlegen, welche Mittel ge-
eignet wären, zu dem Ziel der allgemeinen und vollständigen Ab-
rüstung und zur Schaffung einer von Massenvernichtungswaffen 
freien Zone in der Nahostregion beizutragen; 

 
25 A/54/190 und Add.1. 
26 Vereinte Nationen, Treaty Series, Vol. 729, Nr. 10485. 

 10. ersucht den Generalsekretär, im Einklang mit Ziffer 7 
der Resolution 46/30 und unter Berücksichtigung der Entwick-
lung der Lage in der Region die Konsultationen mit den Staaten 
der Region und anderen in Betracht kommenden Staaten fortzu-
setzen und die Auffassungen dieser Staaten zu den in den Kapi-
teln III und IV der Studie im Anhang zu seinem Bericht27 darge-
legten Maßnahmen oder anderen einschlägigen Maßnahmen ein-
zuholen, damit es zu Fortschritten auf dem Wege zur Schaffung 
einer kernwaffenfreien Zone im Nahen Osten kommt; 

 11. ersucht den Generalsekretär außerdem, der General-
versammlung auf ihrer fünfundfünfzigsten Tagung einen Bericht 
über die Durchführung dieser Resolution vorzulegen; 

 12. beschließt, den Punkt "Schaffung einer kernwaffenfrei-
en Zone in der Nahostregion" in die vorläufige Tagesordnung ih-
rer fünfundfünfzigsten Tagung aufzunehmen. 

RESOLUTION 54/52 

Auf der 69. Plenarsitzung am 1. Dezember 1999 in einer aufgezeichneten Abstim-
mung mit 111 Stimmen ohne Gegenstimme bei 53 Enthaltungen28 verabschiedet, 
auf der Grundlage des Berichts des Ausschusses (A/54/561)  

54/52. Abschluss wirksamer internationaler Vereinba-
rungen zur Sicherung der  Nichtkernwaffenstaa-
ten gegen den Einsatz oder die Androhung des 
Einsatzes von Kernwaffen 

 Die Generalversammlung, 

 eingedenk der Notwendigkeit, der berechtigten Sorge der 
Staaten der Welt um die Gewährleistung dauerhafter Sicherheit 
für ihre Völker Rechnung zu tragen, 

 in der Überzeugung, dass Kernwaffen die größte Bedro-
hung für die Menschheit und den Fortbestand der Zivilisation 
darstellen, 

 mit Genugtuung über die Fortschritte, die in den letzten 
Jahren auf dem Gebiet der nuklearen und der konventionellen 
Abrüstung erzielt worden sind, 

 feststellend, dass trotz der jüngsten Fortschritte auf dem 
Gebiet der nuklearen Abrüstung weitere Anstrengungen not-
wendig sind, damit die allgemeine und vollständige Abrüstung 
unter wirksamer internationaler Kontrolle erreicht wird, 

 in der Überzeugung, dass die nukleare Abrüstung und die 
vollständige Beseitigung der Kernwaffen unerlässlich sind, 
wenn die Gefahr eines Atomkrieges gebannt werden soll, 

 entschlossen, sich strikt an die einschlägigen Bestimmungen 
der Charta der Vereinten Nationen über die Nichtanwendung 
und Nichtandrohung von Gewalt zu halten, 

 in Anbetracht dessen, dass die Unabhängigkeit, die territo-
riale Unversehrtheit und die Souveränität der Nichtkernwaffen-
 
27 A/45/435. 
28 Einzelheiten siehe Anhang II.  
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staaten gegen die Anwendung oder Androhung von Gewalt, das 
heißt auch gegen den Einsatz oder die Androhung des Einsat-
zes von Kernwaffen, geschützt werden müssen, 

 die Auffassung vertretend, dass die internationale Gemein-
schaft bis zur Herbeiführung einer universalen nuklearen Abrü-
stung unbedingt wirksame Maßnahmen und Vereinbarungen 
ausarbeiten muss, um die Sicherheit der Nichtkernwaffen-
staaten vor dem Einsatz oder der Androhung des Einsatzes von 
Kernwaffen, gleichviel von welcher Seite, zu gewährleisten, 

 in Anbetracht dessen, dass wirksame Maßnahmen und Ver-
einbarungen zur Sicherung der Nichtkernwaffenstaaten gegen 
den Einsatz oder die Androhung des Einsatzes von Kernwaffen 
einen positiven Beitrag zur Verhütung der Verbreitung von 
Kernwaffen darstellen können, 

 eingedenk der Ziffer 59 des Schlussdokuments der zehnten 
Sondertagung der Generalversammlung29, der ersten Sonderta-
gung über Abrüstung, in der sie die Kernwaffenstaaten nach-
drücklich aufgefordert hat, sich, soweit angebracht, um den 
Abschluss wirksamer Vereinbarungen zur Sicherung der Nicht-
kernwaffenstaaten gegen den Einsatz oder die Androhung des 
Einsatzes von Kernwaffen zu bemühen, sowie in dem Wun-
sche, die Anwendung der einschlägigen Bestimmungen des 
Schlussdokuments zu fördern, 

 unter Hinweis auf die einschlägigen Teile des Sonderbe-
richts des Abrüstungsausschusses30, der der Generalversamm-
lung auf ihrer zwölften Sondertagung31, der zweiten Sonderta-
gung über Abrüstung, vorgelegt wurde, des Sonderberichts der 
Abrüstungskonferenz, der der Versammlung auf ihrer fünfzehn-
ten Sondertagung32, der dritten Sondertagung über Abrüstung, 
vorgelegt wurde, sowie des Berichts der Konferenz über ihre 
Tagung 199233, 

 sowie unter Hinweis auf Ziffer 12 der in der Anlage zu ihrer 
Resolution 35/46 vom 3. Dezember 1980 enthaltenen Erklä-
rung der achtziger Jahre zur Zweiten Abrüstungsdekade, worin 
es unter anderem heißt, der Abrüstungsausschuss solle alles in 
seinen Kräften Stehende tun, um eilends Verhandlungen zur 
Erzielung einer Einigung über wirksame internationale Ver-
einbarungen zur Sicherung der Nichtkernwaffenstaaten gegen 
den Einsatz oder die Androhung des Einsatzes von Kernwaffen 
zu führen, 

 in Anbetracht der eingehenden Verhandlungen, die in der 
Abrüstungskonferenz und ihrem Ad-hoc-Ausschuss für wirk-
same internationale Vereinbarungen zur Sicherung der Nicht-
kernwaffenstaaten gegen den Einsatz oder die Androhung des 

 
29 Resolution S-10/2. 
30 Mit Wirkung vom 7. Februar 1984 wurde der Abrüstungsausschuss wiederum in 
Abrüstungskonferenz umbenannt. 
31 Offizielles Protokoll der Generalversammlung, Zwölfte Sondertagung, Beilage 2 
(A/S-12/2), Abschnitt III.C. 
32  Ebd., Fünfzehnte Sondertagung, Beilage 2 (A/S-15/2), Abschnitt III.F. 
33 Ebd., Siebenundvierzigste Tagung, Beilage 27 (A/47/27), Abschnitt III.F. 

Einsatzes von Kernwaffen mit dem Ziel einer Einigung in die-
ser Frage geführt werden34, 

 Kenntnis nehmend von den Vorschlägen, die in der Abrü-
stungskonferenz unter diesem Punkt vorgelegt wurden, nament-
lich von den Entwürfen eines internationalen Übereinkommens, 

 sowie Kenntnis nehmend von dem entsprechenden Be-
schluss der vom 29. August bis 3. September 1998 in Durban 
(Südafrika) abgehaltenen zwölften Konferenz der Staats- und 
Regierungschefs der nichtgebundenen Länder35 sowie den ein-
schlägigen Empfehlungen der Organisation der Islamischen 
Konferenz, 

 ferner Kenntnis nehmend von den von allen Kernwaffen-
staaten abgegebenen einseitigen Erklärungen über ihre Politik 
des Nichteinsatzes und der Nichtandrohung des Einsatzes von 
Kernwaffen gegen Nichtkernwaffenstaaten, 

 in Anbetracht der in der Abrüstungskonferenz und in der 
Generalversammlung zum Ausdruck gekommenen Unter-
stützung für die Ausarbeitung eines internationalen Überein-
kommens zur Sicherung der Nichtkernwaffenstaaten gegen den 
Einsatz oder die Androhung des Einsatzes von Kernwaffen so-
wie in Anbetracht der aufgezeigten Schwierigkeiten bei der 
Entwicklung einer allseitig annehmbaren gemeinsamen Kon-
zeption, 

 Kenntnis nehmend von der Resolution 984 (1995) des Si-
cherheitsrats vom 11. April 1995 und den dazu zum Ausdruck 
gebrachten Auffassungen, 

 unter Hinweis auf ihre in früheren Jahren verabschiedeten 
einschlägigen Resolutionen, insbesondere die Resolutionen 
45/54 vom 4. Dezember 1990, 46/32 vom 6. Dezember 1991, 
47/50 vom 9. Dezember 1992, 48/73 vom 16. Dezember 1993, 
49/73 vom 15. Dezember 1994, 50/68 vom 12. Dezember 
1995, 51/43 vom 10. Dezember 1996, 52/36 vom 9. Dezember 
1997 und 53/75 vom 4. Dezember 1998, 

 1. bekräftigt die dringende Notwendigkeit, eine baldige 
Einigung über wirksame internationale Vereinbarungen zur Si-
cherung der Nichtkernwaffenstaaten gegen den Einsatz oder die 
Androhung des Einsatzes von Kernwaffen zu erzielen; 

 2. stellt mit Genugtuung fest, dass es in der Abrüstungs-
konferenz keine grundsätzlichen Einwände gegen den Gedan-
ken eines internationalen Übereinkommens zur Sicherung der 
Nichtkernwaffenstaaten gegen den Einsatz oder die Androhung 
des Einsatzes von Kernwaffen gibt, obwohl auch auf die 
Schwierigkeiten hingewiesen wurde, die es bei der Entwick-
lung einer allseitig annehmbaren gemeinsamen Konzeption 
gibt; 

 
34 Ebd., Achtundvierzigste Tagung, Beilage 27 (A/48/27), Ziffer 39. 
35 Siehe A/53/667-S/1998/1071, Anlage I; siehe Official Records of the Security 
Council, Fifty-third Year, Supplement for October, November and December 
1998, Dokument S/1998/1071. 
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 3. appelliert an alle Staaten, insbesondere an die Kern-
waffenstaaten, aktiv auf eine baldige Einigung über eine ge-
meinsame Konzeption und insbesondere über eine gemeinsame 
Formel hinzuarbeiten, die Bestandteil eines rechtsverbindlichen 
internationalen Dokuments werden könnten; 

 4. empfiehlt, der Suche nach einer solchen gemeinsamen 
Konzeption oder gemeinsamen Formel weiter intensive An-
strengungen zu widmen und die verschiedenen Alternativen, so 
insbesondere auch die in der Abrüstungskonferenz behandelten 
Konzeptionen, im Hinblick auf eine Überwindung der Schwie-
rigkeiten weiter zu untersuchen; 

 5. empfiehlt außerdem der Abrüstungskonferenz, auch 
weiterhin aktiv intensive Verhandlungen im Hinblick auf eine 
baldige Einigung und den Abschluss wirksamer internationaler 
Vereinbarungen zur Sicherung der Nichtkernwaffenstaaten ge-
gen den Einsatz oder die Androhung des Einsatzes von Kern-
waffen zu führen und dabei die breite Unterstützung für den 
Abschluss eines internationalen Übereinkommens zu berück-
sichtigen und alle anderen auf dasselbe Ziel gerichteten Vor-
schläge in Erwägung zu ziehen; 

 6. beschließt, den Punkt "Abschluss wirksamer interna-
tionaler Vereinbarungen zur Sicherung der Nichtkernwaffen-
staaten gegen den Einsatz oder die Androhung des Einsatzes 
von Kernwaffen" in die vorläufige Tagesordnung ihrer fünf-
undfünfzigsten Tagung aufzunehmen. 

RESOLUTION 54/53 

Auf der 69. Plenarsitzung am 1. Dezember 1999 in einer aufgezeichneten Abstim-
mung mit 162 Stimmen ohne Gegenstimme bei zwei Enthaltungen36 verabschie-
det, auf der Grundlage des Berichts des Ausschusses (A/54/562)  

54/53. Verhütung eines Wettrüstens im Weltraum 

 Die Generalversammlung, 

 in Anerkennung des gemeinsamen Interesses der gesamten 
Menschheit an der Erforschung und Nutzung des Weltraums zu 
friedlichen Zwecken, 

 erneut erklärend, dass es der Wille aller Staaten ist, dass die 
Erforschung und Nutzung des Weltraums einschließlich des 
Mondes und anderer Himmelskörper friedlichen Zwecken dient 
und zum Vorteil und im Interesse aller Länder ohne Ansehen ih-
res wirtschaftlichen und wissenschaftlichen Entwicklungsstandes 
durchgeführt wird, 

 in Bekräftigung der Artikel III und IV des Vertrags über die 
Grundsätze zur Regelung der Tätigkeiten von Staaten bei der Er-
forschung und Nutzung des Weltraums einschließlich des Mon-
des und anderer Himmelskörper37, 

 unter Hinweis darauf, dass alle Staaten verpflichtet sind, die 
Bestimmungen der Charta der Vereinten Nationen betreffend die 

 
36 Einzelheiten siehe Anhang II.  
37 Resolution 2222 (XXI), Anlage. 

Anwendung oder Androhung von Gewalt in ihren internationalen 
Beziehungen, einschließlich ihrer Weltraumaktivitäten, einzuhal-
ten, 

 in Bekräftigung der Ziffer 80 des Schlussdokuments der 
zehnten Sondertagung der Generalversammlung38, worin es 
heißt, dass zur Verhütung eines Wettrüstens im Weltraum weitere 
Maßnahmen ergriffen und entsprechende internationale Verhand-
lungen im Geiste des Vertrags geführt werden sollten, 

 unter Hinweis auf ihre früheren Resolutionen zu dieser Frage 
und Kenntnis nehmend von den Vorschlägen, die der General-
versammlung auf ihrer zehnten Sondertagung und auf ihren or-
dentlichen Tagungen vorgelegt wurden, sowie von den Empfeh-
lungen, die den zuständigen Organen der Vereinten Nationen und 
der Abrüstungskonferenz unterbreitet wurden, 

 in der Erkenntnis, dass die Verhütung eines Wettrüstens im 
Weltraum eine ernste Gefahr für den Weltfrieden und die interna-
tionale Sicherheit abwenden würde, 

 unter Hervorhebung der überragenden Bedeutung der strikten 
Einhaltung der bestehenden Rüstungsbegrenzungs- und Abrü-
stungsübereinkünfte über den Weltraum, einschließlich der bila-
teralen Abkommen, und der bestehenden Rechtsordnung betref-
fend die Nutzung des Weltraums, 

 die Auffassung vertretend, dass eine breite Teilnahme an der 
auf den Weltraum anwendbaren Rechtsordnung zu ihrer größeren 
Wirksamkeit beitragen könnte, 

 feststellend, dass der Ad-hoc-Ausschuss zur Verhütung eines 
Wettrüstens im Weltraum unter Berücksichtigung der von ihm 
seit seiner Einsetzung im Jahre 1985 unternommenen Bemühun-
gen und mit dem Ziel der qualitativen Verbesserung seiner Ar-
beitsweise die Prüfung und Abgrenzung verschiedener Fragen, 
bestehender Übereinkünfte und Vorschläge sowie künftiger In-
itiativen betreffend die Verhütung eines Wettrüstens im Welt-
raum fortgesetzt hat39 und dass dies zu einem besseren Verständ-
nis einer Reihe von Problemen und zu einem klareren Bild der 
verschiedenen Standpunkte beigetragen hat, 

 sowie feststellend, dass in der Abrüstungskonferenz keine 
grundsätzlichen Einwände gegen die Wiedereinsetzung des Ad-
hoc-Ausschusses bestanden, vorbehaltlich der erneuten Überprü-
fung des in dem Beschluss der Abrüstungskonferenz vom 13. Fe-
bruar 199240 enthaltenen Mandats, 

 hervorhebend, dass bilaterale und multilaterale Anstrengun-
gen auf dem Gebiet der Verhütung eines Wettrüstens im Welt-
raum einander ergänzen, sowie in der Hoffnung, dass diese An-
strengungen möglichst bald zu konkreten Ergebnissen führen, 

 
38 Resolution S-10/2. 
39 Offizielles Protokoll der Generalversammlung, Neunundvierzigste Tagung, 
Beilage 27 (A/49/27), Abschnitt III.D (Ziffer 5 des zitierten Texts).  
40 CD/1125. 




